
 

Allgemeine Geschäftsbedingungen der Schweinevermarktung Rheinland w.V.  

 
§ 1 Allgemeines  

Alle Lieferungen und Leistungen des Verkäufers erfolgen ausschließ-

lich aufgrund dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Diese sind 

Bestandteil aller Verträge, die der Verkäufer mit dem Käufer über die 

von ihm angebotenen Lieferungen und Leistungen schließt. Sie gelten 

auch für alle zukünftigen Lieferungen und Leistungen an den Käufer, 

selbst wenn sie nicht nochmals gesondert vereinbart werden. 

Geschäftsbedingungen des Käufers oder Dritter finden keine Anwen-

dung, auch wenn der Verkäufer ihrer Geltung im Einzelfall nicht geson-

dert widerspricht. Selbst wenn der Verkäufer auf ein Schreiben Bezug 

nimmt, das Geschäftsbedingungen des Käufers oder eines Dritten 

enthält oder auf solche verweist, liegt darin kein Einverständnis mit der 

Geltung jener Geschäftsbedingungen. 

§ 2 Lieferung und Gewährleistung   

Der Verkäufer leistet Gewähr für handelsübliche Beschaffenheit der 

Waren. Diese sind unverzüglich nach Ablieferung an den Käufer oder 

an den von ihm bestimmten Dritten sorgfältig zu untersuchen. Sie 

gelten hinsichtlich offensichtlicher Mängel oder anderer Mängel, die bei 

einer unverzüglichen, sorgfältigen Untersuchung erkennbar gewesen 

wären, als vom Käufer genehmigt, wenn dem Verkäufer nicht binnen 

einer Ausschlussfrist von 24 Stunden nach Ablieferung eine schriftliche 

Mängelrüge zugeht. Hinsichtlich anderer Mängel gelten die Waren als 

vom Käufer genehmigt, wenn die Mängelrüge dem Verkäufer nicht 

binnen einer Ausschlussfrist von 24 Stunden nach dem Zeitpunkt 

zugeht, in dem sich der Mangel zeigte; war der Mangel für den Käufer 

bei normaler Verwendung bereits zu einem früheren Zeitpunkt erkenn-

bar, ist jedoch dieser frühere Zeitpunkt für den Beginn der Rügefrist 

maßgeblich. 

Ist eine Beanstandung berechtigt, so kann der Verkäufer ersatzweise 

mangelfreie Ware liefern. Wird auch eine Ersatzlieferung berechtigter-

weise beanstandet, so kann der Käufer vom Vertrag zurücktreten oder 

den Kaufpreis angemessen mindern.  

Beruht ein Mangel auf dem Verschulden des Verkäufers, kann der 

Käufer unter den in § 5 bestimmten Voraussetzungen Schadensersatz 

verlangen.  

Der Verkäufer haftet jedoch nicht für Unmöglichkeit der Lieferung oder 

für Lieferverzögerungen, soweit diese durch höhere Gewalt oder 

sonstige, zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht vorhersehbare 

Ereignisse verursacht worden sind, die der Verkäufer nicht zu vertreten 

hat. Sofern solche Ereignisse dem Verkäufer die Lieferung oder Leis-

tung wesentlich erschweren oder unmöglich machen und die Behinde-

rungen nicht nur von vorübergehender Dauer sind, ist der Verkäufer 

zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. 

Verzögert sich die Herausgabe der Ware infolge eines Umstandes, 

dessen Ursache beim Käufer liegt, geht ab diesem Zeitpunkt die 

Gefahr auf den Käufer über.  

Die Gefahr für den zufälligen Untergang oder den Verlust der Ware 

geht mit Herausgabe der Ware an den Käufer über. 

§ 3 Zahlung 

Sofern nichts anderes vereinbart worden ist, erstellt der Verkäufer 

unverzüglich eine Rechnung. Die Bezahlung der Ware erfolgt ohne 

jeden Abzug nach Erhalt der Rechnung. Bei Lieferung auf Ziel wird das 

Zahlungsziel nach dem Datum der Lieferung berechnet.  

Bei Zahlung durch Scheck gilt nicht der Zugang des Schecks bei dem 

Verkäufer sondern erst seine Einlösung als Zahlung. 

Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Käufers oder die Zurück-

behaltung von Zahlungen wegen solcher Ansprüche ist nur zulässig, 

soweit die Gegenansprüche unbestritten oder rechtskräftig festgestellt 

sind.  

§ 4 Eigentumsvorbehalt 

Die gelieferte Ware bleibt bis zur restlosen Zahlung des Kaufprei-

ses und aller sonstigen Forderungen aus der Geschäftsverbindung 

mit dem Käufer Eigentum des Verkäufers. Bei einer laufenden 

Rechnung gilt der Eigentumsvorbehalt als Sicherheit für eine 

etwaige Saldoforderung des Verkäufers. Der Eigentumsvorbehalt 

gilt auch dann, wenn dem Käufer ein Zahlungsziel gewährt worden 

ist. 

Der Käufer ist berechtigt, die vom Eigentumsvorbehalt erfasste 

Ware im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr zu verarbeiten und 

zu veräußern. Verpfändungen und Sicherungsübereignungen sind 

unzulässig. Die Ware sowie die nach den nachfolgenden Bestim-

mungen an ihre Stelle tretende, vom Eigentumsvorbehalt erfasst 

Ware wird nachfolgend „Vorbehaltsware“ genannt. 

Im Falle einer Weiterveräußerung der Vorbehaltsware tritt der 

Käufer bereits jetzt sicherungshalber die hieraus entstehende 

Forderung gegen den Erwerber an den Verkäufer ab. Der Käufer ist 

unter Vorbehalt des jederzeit möglichen Widerrufs zur Einziehung 

der abgetretenen Forderung aus dem Weiterverkauf ermächtigt. Die 

Befugnis des Verkäufers, die Forderung selbst einzuziehen, bleibt 

hiervon unberührt. Der Verkäufer verpflichtet sich jedoch, die 

Abtretung nicht offen zu legen und die Forderung nicht einzuziehen, 

solange der Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen und sonstigen 

vertraglichen Verpflichtungen aus der gesamten Geschäftsverbin-

dung nachkommt und Zweifel an seiner Kreditwürdigkeit nicht 

auftreten. 

Nach Zahlungseinstellung des Käufers oder der Beantragung des 

Insolvenzverfahrens, spätestens aber mit dessen Eröffnung oder 

der Abweisung des Insolvenzantrages mangels Masse, kann der 

Verkäufer verlangen, dass der Käufer die abgetretenen Forderun-

gen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderli-

chen  Angaben macht, die dazu gehörigen Unterlagen aushändigt 

und den Schuldnern die Abtretung mitteilt. 

Greifen Dritte auf die Vorbehaltsware zu, insbesondere durch 

Pfändung, wird der Käufer sie unverzüglich auf das Eigentum des 

Verkäufers hinweisen und den Verkäufer hierüber informieren, um 

ihm die Durchsetzung seiner Eigentumsrechte zu ermöglichen. Die 

sich aus einer etwaigen Intervention ergebenden Kosten trägt der 

Käufer. 

Der Verkäufer wird die Vorbehaltsware sowie die an ihre Stelle 

tretenden Sachen oder Forderungen freigeben, soweit ihr Wert die 

Höhe der gesicherten Forderung um mehr als 50 % übersteigt. Die 

Auswahl der danach freizugebenden Waren liegt beim Verkäufer.  

Tritt der Verkäufer bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers 

insbesondere bei Zahlungsverzug vom Vertrag zurück, ist er be-

rechtigt, die Vorbehaltsware heraus zu verlangen  

Der Käufer ist verpflichtet, die Vorbehaltsware auf seine Kosten 

versichert zu halten. Etwa daraus resultierende Versicherungsan-

sprüche werden schon jetzt in Höhe der voraussichtlichen Forde-

rung an den Verkäufer abgetreten, der diese Abtretung annimmt. 

Soweit durch Beschädigung, Minderung, Verlust oder Untergang 

der Vorbehaltsware oder aus anderen Gründen dem Käufer An-

sprüche gegenüber Dritten zustehen, werden diese Ansprüche mit 

allen Nebenrechten anstelle der sonstigen, an den Verkäufer 

abgetretenen Forderungen und im selben Umfang ebenfalls im 

voraus an den Verkäufer abgetreten, der diese Abtretung annimmt. 

Soweit der hier geregelte Eigentumsvorbehalt aus Rechtsgründen, 

z.B. im Ausland, nicht voll wirksam sein sollte, ist der Käufer ver-

pflichtet, die Sicherung unsere Rechte in entsprechender Weise 

rechtswirksam herbeizuführen und an den dazu erforderlichen 

Maßnahmen mitzuwirken. 
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§ 5 Haftung auf Schadensersatz wegen Verschuldens 

Die Haftung des Verkäufers auf Schadenersatz, gleich aus welchem 

Rechtsgrund, insbesondere aus Unmöglichkeit, Verzug, mangelhafter 

oder falscher Lieferung, Vertragsverletzung, Verletzung von Pflichten 

bei Vertragsverhandlung und unerlaubte Handlung ist, soweit es dabei 

jeweils auf ein Verschulden ankommt, nach Maßgabe dieses Paragra-

phen eingeschränkt.  

Der Verkäufer haftet nicht im Falle einfacher Fahrlässigkeit seiner 

Organe, gesetzlicher Vertreter, Angestellten oder sonstigen Erfüllungs-

gehilfen, soweit es sich nicht um eine Verletzung vertragswesentlicher 

Pflichten handelt. Vertragswesentlich sind die Verpflichtung zur recht-

zeitigen Lieferung, dessen Freiheit von Mängeln, die seine Funktions-

fähigkeit oder Gebrauchstauglichkeit mehr als nur unerheblich beein-

trächtigen, sowie Beratung, Schutz und Obhutspflichten, die dem 

Käufer die vertragsgemäße Verwendung des Liefergegenstandes 

ermöglichen sollen oder den Schutz von Leib oder Leben von Personal 

des Käufers oder den Schutz von dessen Eigentum vor erheblichen 

Schäden bezwecken.  

Soweit der Verkäufer gemäß dem vorstehenden Absatz auf Schadens-

ersatz haftet, ist diese Haftung auf Schäden begrenzt, die der Verkäu-

fer bei Vertragsschluss als mögliche Folge einer Vertragsverletzung 

vorausgesehen hat oder die er bei Anwendung verkehrsüblicher Sorg-

falt hätte voraussehen müssen. Mittelbare Schäden und Folgeschäden, 

die Folgen von Mängel an der Ware sind, sind außerdem nur ersatzfä-

hig, soweit solche Schäden bei bestimmungsgemäßer Verwendung der 

Waren typischerweise zu erwarten sind.  

Im Falle einer Haftung für einfache Fahrlässigkeit ist die Ersatzpflicht 

des Verkäufers für Sachschäden und daraus resultierende weitere 

Vermögensschäden auf einen Betrag von EUR 25.000 je Schadensfall 

beschränkt, auch wenn es sich um eine Verletzung vertragswesentli-

cher Pflichten handelt. Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und 

Beschränkungen gelten im gleichen Umfange zugunsten der Organe, 

gesetzlichen Vertreter, Angestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen 

des Verkäufers.  

Die Einschränkungen dieses Paragraphen gelten nicht für die Haftung 

des Verkäufers wegen vorsätzlichen Verhaltens, für garantierte Be-

schaffenheitsmerkmale, wegen Verletzung des Lebens, des Körpers 

oder der Gesundheit oder nach dem Produkthaftungsgesetz. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 6 Erfüllungsort, Gerichtsstand und anzuwendendes Recht 

Ist der Käufer Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen 

Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder hat er 

in der Bundesrepublik Deutschland keinen allgemeinen Gerichts-

stand, so ist Gerichtsstand für alle etwaigen Streitigkeiten aus der 

Geschäftsbeziehung zwischen dem Verkäufer und dem Käufer der 

Sitz der Gesellschaft  des Verkäufers. Der Verkäufer ist jedoch 

auch berechtigt, den Käufer an seinem allgemeinen Gerichtsstand  

zu verklagen. Für Klagen gegen den Verkäufer ist jedoch immer 

Sitz der Gesellschaft  des Verkäufers ausschließlicher Gerichts-

stand. Zwingende gesetzliche Bestimmungen über ausschließliche 

Gerichtstände bleiben von dieser Regelung unberührt.  

Erfüllungsort für alle mit dem Verkäufer abgeschlossenen Verträge 

ist der Sitz der Gesellschaft  des Verkäufers. 

Die Beziehungen zwischen dem Verkäufer und dem Käufer unter-

liegen ausschließlich dem Recht der Bundesrepublik Deutschland 

ohne Anwendung des Übereinkommens der Vereinten Nationen 

über Verträge über den internationalen Warenkauf vom 11. April 

1980 (CISG). Soweit das Recht der Bundesrepublik Deutschland 

auf das Recht eines anderen Staates oder auf das eben erwähnte 

UN-Abkommen über den internationalen Warenkauf verweist, so ist 

diese Verweisung ausdrücklich abbedungen.  

§ 7 Tierschutz  

Käufer und Verkäufer verpflichten sich, die Tiere schonend zu 

verladen, zu transportieren sowie die gesetzlichen Bestimmungen 

zum Tierschutz einzuhalten.  

§ 8 Schlussbestimmungen  

Soweit der mit dem Käufer bestehende Vertrag oder diese Allge-

meinen Geschäftsbedingungen Regelungslücken enthalten, gelten 

zur Ausfüllung dieser Lücken diejenigen rechtlich wirksamen Rege-

lungen als vereinbart, welche die Vertragspartner nach den wirt-

schaftlichen Zielsetzungen des Vertrages und dem Zweck dieser 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen vereinbart hätten, wenn sie die 

Regelungslücke gekannt hätten. 

 


